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Satzung des LandesFrauenRates Berlin e.V.

§ 1 Name und Sitz
Der Verein trägt den Namen Landesfrauenrat
Berlin e.V. Er hat seinen Sitz in Berlin. Das Ge-
schäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Grundsätze
Alle Mitgliedsorganisationen bejahen die rechts-
staatliche Ordnung der parlamentarischen De-
mokratie und arbeiten auf dem Boden der im
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
verankerten staatsbürgerlichen Rechte und
Pflichten.

§ 3 Zweck des Vereins
Zweck des Landesfrauenrates Berlin e.V. ist die
Zusammenarbeit demokratischer Frauenvereini-
gungen in Berlin mit dem Ziel, die Gleichstellung
der Geschlechter gemäß Art. 3 des Grundgeset-
zes zu verwirklichen. Der Landesfrauenrat Berlin
e.V. arbeitet auf rechtsstaatlicher Grundlage
überparteilich und überkonfessionell mit dem
Ziel, die Situation der Frauen in der Gesellschaft
zu verbessern. Der Landesfrauenrat Berlin e.V.
verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des 3. Abschnitts der
Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Die Mittel des Landesfrauenrates Berlin
e.V. dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke
verwendet werden. Der Verein darf keine Person
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe
Vergütungen begünstigen.

§ 4 Aufgaben und Zielsetzungen des Vereins
Die Aufgaben und Zielsetzungen des Landes-
frauenrates sind:
 Die Stärkung des Einflusses der Frauen und

ihrer tatsächlichen Beteiligung auf allen Ge-
bieten des Öffentlichen Lebens, in Beruf und
Familie;

 Die Förderung von Kontakten und der Aufbau
von Netzwerken;

 Die Zusammenarbeit mit den anderen Lan-
desfrauenräten und dem Deutschen Frauen-
rat sowie die Pflege von Kontakten zu in- und
ausländischen Frauenvereinigungen.

 Die Erarbeitung von Stellungnahmen und Ini-
tiativen an Legislative und Exekutive zum
Zweck der Frauenförderung und Emanzipati-
on der Gesellschaft sowie Mitwirkung und
Mitarbeit bei gesetzgeberischen Maßnah-
men.

§ 5 Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft im Landesfrauenrat Berlin
kann von Frauenorganisationen sowie Frauen-
gruppen und -initiativen erworben werden. Der
Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand
mit Vorlage der Satzung oder Grundsatzerklä-
rung zu richten.
(2) Über die Aufnahme neuer Mitgliedsorganisa-
tionen entscheidet die Mitgliederversammlung
mit zwei Drittel der Anwesenden.
(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Aus-
schluss oder durch Auflösung der Mitgliedsorga-
nisation. Die Mitgliedschaft kann mit einer drei-
monatigen Frist zum Ende des Geschäftsjahres
gekündigt werden. Der Austritt muss schriftlich
gegenüber dem Vorstand erfolgen.
(4) Mitgliedsorganisationen, die den Zwecken
und Zielen des Landesfrauenrates zuwider han-
deln, den satzungsmäßigen und sonstigen Ver-
pflichtungen nicht nachkommen oder gegen
rechtsstaatliche Grundprinzipien verstoßen, kön-
nen von der Mitgliedschaft ausgeschlossen wer-
den. Der Ausschluss ist mit einer Zwei-Drittel-
Mehrheit der Mitgliederversammlung nach Anhö-
rung der betroffenen Mitgliedsorganisation zu
beschließen.
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§ 6 Organe des Vereins
Die Organe des Landesfrauenrates sind:
1. die Mitgliederversammlung
2. der Vorstand.

§ 7 Die Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung setzt sich zusammen
aus bis zu zwei Delegierten je Mitgliedsorganisa-
tion. Delegierte können nur Frauen sein, die or-
dentliche Mitglieder ihrer entsendenden Organi-
sation sind; für Dachverbände und Dachorgani-
sationen genügt die mittelbare Mitgliedschaft.
Mindestens eine der Delegierten muss eine An-
bindung an das verantwortliche Gremium ihrer
Organisation (z.B. als ordentliches oder kooptier-
tes Vorstandsmitglied) haben. Jede Mitgliedsor-
ganisation hat zwei Stimmen.

§ 8 Die Einberufung der
Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung findet in der Regel
einmal monatlich statt. Sie wird mit einer Frist
von mindestens zwei Wochen unter Vorlage der
vom Vorstand festgelegten Tagesordnung von
diesem schriftlich einberufen. Die Frist beginnt
mit dem auf die Absendung des Einladungs-
schreibens folgenden Tag. Das Einladungs-
schreiben gilt als zugegangen, wenn es an die
letzte von der Mitgliedsorganisation dem Landes-
frauenrat schriftlich bekannt gegebene Anschrift
mindestens einer der Delegierten gerichtet ist.
Dringlichkeitsanträge in schriftlicher Form werden
in der Mitgliederversammlung behandelt, wenn
dies mit Stimmenmehrheit beschlossen wird. Ei-
ne außerordentliche Mitgliederversammlung ist
einzuberufen, wenn dies ein Viertel der Mitglied-
sorganisationen unter Angabe der Tagesordnung
verlangt.

§ 9 Die Versammlungsleitung
(1) Die Mitgliederversammlung wird von der Vor-
sitzenden geleitet, bei Verhinderung durch deren
Stellvertreterin. Ist auch diese verhindert, wählt
die Mitgliederversammlung eine Versammlungs-

leiterin. Bei Wahlen wird die Versammlungslei-
tung für die Dauer des Wahlganges und die vo-
rangehende Diskussion durch Beschluss der
Mitgliederversammlung einer nicht kandidieren-
den Delegierten übertragen.
(2) Beschlüsse werden im Protokoll festgehalten.
Die Protokollführung obliegt der Schriftführerin.
Bei ihrer Verhinderung bestellt die Versamm-
lungsleiterin eine Protokollführerin. Die Protokolle
sind von der Protokollführerin und der Versamm-
lungsleiterin zu unterzeichnen.
(3) Die Art der Abstimmung wird durch die Ver-
sammlungsleiterin vorgeschlagen. Die Abstim-
mung muss jedoch geheim und schriftlich erfol-
gen, wenn dies beantragt wird.

§ 10 Die Beschlussfassung in der
Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig,
wenn mehr als ein Drittel der Mitgliedsorganisati-
onen vertreten ist. Bei fehlender Beschlussfähig-
keit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von
vier Wochen erneut eine Mitgliederversammlung
mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese
ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschiene-
nen Mitgliedsorganisationen beschlussfähig. Hie-
rauf ist in der Einladung hinzuweisen. Beschlüs-
se werden mit einfacher Stimmenmehrheit ge-
fasst. Stimmenthaltungen bleiben daher außer
Betracht. Zur Änderung der Satzung ist eine
Zwei-Drittel-Mehrheit aller anwesenden Mitglied-
sorganisationen erforderlich. Zur Änderung des
Vereinszwecks ebenso wie zur Auflösung des
Landesfrauenrates bedarf es der Mehrheit von
neun Zehnteln aller Mitgliedsorganisationen. In
den o.g. zwei Fällen ist auch eine schriftliche
Stimmabgabe zulässig.

§ 11 Der Vorstand
(1) Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer
Mitte für drei Jahre den Vorstand. Das Wahlver-
fahren wird durch die Wahlordnung bestimmt, die
die Mitgliederversammlung zu beschließen hat.
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(2) Der Vorstand setzt sich zusammen aus:
 der Vorsitzenden
 der stellvertretenden Vorsitzenden
 der Schriftführerin
 der Schatzmeisterin
 bis zu drei Beisitzerinnen

(3) Die anschließende Wiederwahl eines jeden
Vorstandsmitglieds ist möglich.
(4) Zusammen mit dem Vorstand werden für die
Wahlperiode zwei Kassenprüferinnen gewählt.
(5) Nach Ablauf seiner Amtszeit bleibt der Vor-
stand bis zur Übernahme der Geschäfte durch
den neu gewählten und eingetragenen Vorstand
im Amt.
(6) Auf Beschluss des Vorstands können thema-
tische Arbeitskreise eingerichtet werden. Sie sol-
len aus nicht mehr als acht Teilnehmerinnen be-
stehen, von denen mindestens die Hälfte Dele-
gierte im Landesfrauenrat sein müssen. Die Teil-
nehmerinnen wählen aus ihrer Mitte mit einfacher
Mehrheit eine Vorsitzende.
(7) Der Vorstand oder einzelne Vorstandsmitglie-
der können aus wichtigem Grund abgewählt
werden. Ein solcher ist insbesondere grobe
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungs-
gemäßen Geschäftsführung. Zur Abwahl ist eine
Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Mitglieds-
organisationen erforderlich.
(8) Die persönliche Haftung der einzelnen Vor-
standsmitglieder wird auf Vorsatz und grobe
Fahrlässigkeit beschränkt.
(9) Der Verein wird gerichtlich und außergericht-
lich gemäß § 26 BGB durch die Vorsitzende oder
ihre Stellvertreterin vertreten. Jede von ihnen ist
allein vertretungsberechtigt. Die Kassengeschäf-
te werden von der Schatzmeisterin geführt, die
insoweit auch zeichnungsberechtigt ist.
(10) Der Vorstand erstellt einen Haushaltsplan
für das folgende Geschäftsjahr und legt ihn der

Mitgliederversammlung zur Kenntnisnahme vor.
Er beantragt Zuwendungen aus öffentlichen Mit-
teln.

§ 12 Rechenschaft
Am Ende der Amtszeit des Vorstands legt dieser
vor der Mitgliederversammlung einen Rechen-
schaftsbericht ab. Die Kassenprüferinnen legen
das Ergebnis ihrer Überprüfungen vor. Auf ihren
Antrag beschließt die Mitgliederversammlung
über die Entlastung des Vorstands.

§ 13 Beitragspflicht
Die Mitgliedsorganisationen haben einen von der
Mitgliederversammlung festzusetzenden finanzi-
ellen Beitrag zu leisten, der jeweils bis zu einer
anderen Festsetzung gilt. Dafür ist eine Zwei-
Drittel-Mehrheit der anwesenden Mitgliedsorga-
nisationen erforderlich. Eine Mitgliedsorganisati-
on, die innerhalb eines Monats, nachdem ihr die
Beitragserhöhung mitgeteilt worden ist, ihren
Austritt erklärt, ist für die Restdauer ihrer Mit-
gliedschaft zur Zahlung des erhöhten Beitrags
nicht verpflichtet.

§ 14 Gerichtsstand
Der Sitz des Vereins ist auch der Gerichtsstand.

§ 15 Auflösung des Vereins
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen
des Vereins an eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts oder eine andere steuerbe-
günstigte Körperschaft, die es ausschließlich und
unmittelbar zur Förderung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern zu verwenden
hat.

Beschluss der Mitgliederversammlung vom 2. Juni 2014


